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Fürth, 23.03.2020 
 

 

 

 

Antrag zur dringlichen Behandlung in der Sitzung des Ferienausschusses am 25. März 2020 

Eine Garantie für soziale Absicherung während der Coronakrise  

 

Der Stadtrat möge beschließen:  

1. Das Jobcenter wird angewiesen sämtliche Sanktionen und Leistungskürzungen sowie 

Leistungseinstellungen nach SGB II, III, XII und AsylbLG bis auf weiteres auszusetzten.  

2. Es wird bis auf weiteres keine Vermögensprüfungen etc. durchgeführt und unbürokratisch 

die (vorläufige) Gewährung von Sozialleistungen in Folge der Pandemieentwicklung gewährt. 

3. Das Jobcenter schickt Leistungsempfänger*innen bis auf weiteres in keine Bildungsangebote. 

4. Der Oberbürgermeister setzt sich bei der Bundesagentur für Arbeit und bei der 

Bundesregierung dafür ein, dass die vorstehenden Maßnahmen dort ebenfalls umgesetzt 

werden.  

 

Begründung:  

 

Um sicherzustellen, dass in der aktuellen Situation niemand unterhalb des Existenzminimums leben 

muss, müssen alle Sanktionen ausgesetzt werden. Möglichst alle Anträge sollen schnell und 

unbürokratisch ohne Vermögensprüfungen genehmigt werden. Bildungsangebote sind derzeit 

infektionstechnisch eine Fahrlässigkeit.  

  

Mit Freundlichen Grüßen 

 

Ulrich Schönweiß 
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